
Kundgebung zum Antikriegstag in Tübingen am 1.9.2026 

 

Rede von Ismayil Arslan für die SPD-Mitgliederinitiative „Mehr 

Diplomatie wagen“ 

 

Liebe Friedensaktivistinnen, 

wir stehen heute hier am 1. September, weil dieser Tag eine 

Verpflichtung ist. Der Antikriegstag ist kein historisches Datum, 

das wir pflichtbewusst im Kalender abhaken. Er ist der Jahrestag 

des deutschen Überfalls auf Polen 1939 und damit ein 

dauerhafter Appell:  

Nie wieder Krieg, nie wieder Faschismus! 

Doch wenn wir heute in unsere Welt blicken, erscheint das „Nie 
wieder“ brüchiger denn je. Wir erleben eine Zeit, in der die 
Waffen sprechen und das Recht des Stärkeren die Stärke 
des Rechts zu verdrängen droht. 

Seit mehr als vier Jahren tobt der völkerrechtswidrige 
Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine. Nichts kann 
diesen Überfall rechtfertigen. Tag für Tag sterben 
unschuldige Menschen, werden Städte zerstört und 
Millionen Leben ruiniert. Wir stehen an der Seite derer, die 
unter Bomben und Vertreibung leiden, und trauern um jeden 
einzelnen Toten egal ob auf ukrainischer oder russischer 
Seite. 

Doch so unbestreitbar das Recht auf Selbstverteidigung ist: Krieg 
darf niemals als Dauerzustand akzeptiert werden. 
Militärische Logik allein führt in eine endlose Sackgasse. Es 
braucht endlich wieder den Mut zu Diplomatie, zu echten 
Verhandlungen und zu internationalen Initiativen für einen 
gerechten und dauerhaften Frieden.                                                                            

Was passiert aktuell? 

Am 26. Juli dieses Jahres besuchte Ursula von der Leyen Kiew 
und verbreitete voller Siegeszuversicht: Das Blatt habe sich 



im Krieg gewendet, die Ukraine habe die Initiative 
zurückgewonnen, Russland sei in der Defensive. Die 
russische Wirtschaft – insbesondere der Energiesektor – sei 
nun durch ukrainische Drohnen schwer beschädigt und der 
von Russland begonnene Krieg ist „in voller Wucht“ im 
eigenen Land angekommen. 

Begleitet wurden diese Darstellungen von medienwirksamen 
Drohnenangriffen auf Moskau und St. Petersburg. Manche 
spekulierten gar, Russland könne nur noch sechs Monate 
durchhalten  

Putin werde nun als Verlierer an den Verhandlungstisch 
gezwungen – und zwar zu Bedingungen der europäischen 
NATO-Staaten, was einer russischen Kapitulation 
gleichkäme. 

Im Ergebnis haben die Raketen und Drohnenangriffe auf 
ukrainische Infrastruktur und Energieanlagen stark 
zugenommen. Kapituliert hat Putin bisher auch nicht und es 
sieht auch nicht danach aus. Außer mehr Elend, Zerstörung 
und Sterben und viel Umweltzerstörung wurde nichts 
erreicht.  

 
Liebe Friedensaktivistinnen, liebe KollegInnen, 

die europäischen NATO-Staaten schaden der Ukraine nur mit 
ihren Illusionen über Siege und Wunderwaffen und müssen 
ihre Politik endlich an einer realistischeren Einschätzung des 
Kriegsverlaufes orientieren.  

So wäre es an der Zeit, darüber nachzudenken, was geschähe, 
wenn der Widerstand der ukrainischen Armee eines Tages 
zusammenbrechen würde und Russland auch Charkiw und 
Odessa einnimmt. Eine dann entstehende Restukraine 
könnte kaum noch lebensfähig sein. 

Als einzige realistische Perspektive bleibt daher die Diplomatie. 
Nach fast fünf Jahren Krieg wäre es an der Zeit, dass die 
europäischen NATO-Staaten aktiv das Gespräch mit 
Russland suchen. Deutschland sollte – aufgrund seiner 
Rolle als stärkstes Land in der EU, seiner geografischen 
Lage und seiner historischen Verantwortung – den ersten 
Schritt wagen. 



Während weltweit die Konflikte anfeuern, erleben wir gleichzeitig 
einen historischen Rüstungswahnsinn. Weltweit steigen die 
Militerausgaben auf immer neue Rekordhöhen. Wir rüsten 
uns auf gegen Bedrohungen, während wir die eigentlichen 
Krisen unserer Zeit vernachlässigen. 

Jeder Euro, der in einen Panzer, eine Rakete gesteckt wird, fehlt 
in unseren Schulen, in der Pflege, beim Ausbau der 
Infrastruktur und beim globalen Klimaschutz.  

Waffen schaffen keinen nachhaltigen Frieden. Echter Frieden 
entsteht durch soziale Gerechtigkeit, weltweite Kooperation 
und gegenseitiges Vertrauen. Wir müssen den Mut haben, 
die Spirale der Aufrüstung zu durchbrechen, statt sie immer 
weiter anzutreiben! 

Wenn der CIA-Präsident nach Russland geht, mit welchem Ziel 
auch immer, darf für uns kein Tabu sein, mit den Russen zu 
sprechen. Wir dürfen unsere Zukunft nicht einem 
durchgeknalten Präsidenten in die Hände geben. 

 
Wir müssen mehr Diplomatie wagen statt aufrüsten. 
 
Das, was seit Jahren im Nahen Osten, in Gaza, passiert, ist 
eine absolute humanitäre Katastrophe. Was die israelische 
Regierung dort als Selbstverteidigung, Bekämpfung des Terrors 
bezeichnet ist schon längst ein Krieg gegen Zivilisten geworden.   
Dieser bestialische Terrorakt der Hamas im Oktober 2023 wurde 

von der israelischen Regierung von Anfang an bewusst dafür 
genutzt, unter dem Vorwand der Terroristen-bekämpfung die 
Säuberung der Palästinenser aus Gaza zu vollenden, was 
seit Längerem ein Ziel von Netanjahu und seiner 
faschistischen Regierung war. 

Das Geschehen in Gaza kann nicht mit Selbstverteidigung 
gerechtfertigt werden, das ist systematische Vernichtung 
eines Volkes.  

Niemand darf das Existenzrecht eines Volkes infrage stellen, das 
gilt für Israelis, aber auch für Palästinenser.  

Der israelische Minister für Nationale Sicherheit sagte vor paar 
Wochen, 



er verlange von den israelischen Streitkräften, die sollten „jede 
Nacht 30 bis 40 Menschen ausschalten.“ 

 Er betonte, dies solle sich nicht nur auf Personen beziehen, die 
eine unmittelbare Bedrohung darstellen: „Es gibt dort 
Menschen, die des Lebens nicht würdig sind. Sie sollten 
nicht leben. Sie sind nicht einmal Menschen.“ 

 
Liebe FriedensaktivistInnen, 
 das ist eine deutliche Aufforderung zu Mord, das ist 

völkerrechtswidrig und ein Verbrechen an der Menschheit. 
Das kann mit scharfen Verurteilungen und Prüfen von 

Sanktionen, wie die Bundesregierung zuletzt offiziell 
ankündigte, nicht gestoppt werden. 

Es dürfen ab sofort keine Waffen mehr an Israel geliefert werden, 
die Opposition in Israel muss unterstützt werden, der 
Botschafter muss sofort abgezogen und die diplomatischen 
Beziehungen unterbrochen werden bis diese faschistische 
Regierung abgewählt wird. 

 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

 
 


